BFH Bundesfinanzhof #

Urteil vom 22. Juni 2010, Il R 24/09

Kein weiterer Erwerbsvorgang durch Aufhebung eines Grundstiickskaufvertrages
BFH II. Senat
GrEStG § 1 Abs 1, GrEStG & 1 Abs 2, GrEStG § 16 Abs 1 Nr 1, FGO § 118 Abs 2

vorgehend FG Munster, 21. Januar 2009, Az: 8 K 5035/06 GrE
Leitsatze

NV: In Fallen, in denen das Grundstiickseigentum noch nicht libergangen ist, lasst die Aufhebung des
Verpflichtungsgeschafts zwar den durch den ursprunglichen Grundstuckskaufvertrag entstandenen Steueranspruch
unberlhrt, fihrt aber zu keinem weiteren steuerpflichtigen Erwerbsvorgang i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG.

Tatbestand

1 | Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) hatte als Eigentimerin ein in X gelegenes Geschaftsgrundstuck mit
notariell beurkundetem Kaufvertrag vom 9. Marz 2004 an die Y zu einem Kaufpreis von 8.500.000 € verkauft. Die
Auflassung und die Eintragung der Y als Eigentimerin im Grundbuch erfolgten nicht.

2 Mit notariell beurkundetem Vertrag vom 7. Madrz 2006 "kaufte" die Klagerin das vorgenannte Grundstiick zu einem
vorlaufig veranschlagten Kaufpreis von 6.723.235 € von der Y zurick. In § 1 dieses Grundstuckskaufvertrages wird
darauf verwiesen, dass die Y als Verkauferin das Grundstuick urspriinglich von der Klagerin erworben hat und diese,
namlich die Klagerin als Kauferin, als Alleineigentumerin des Grundstuicks eingetragen ist. Fur den Erwerb vom 9.
Marz 2004 wurde beantragt, die Grunderwerbsteuer nach § 16 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) nicht
festzusetzen bzw. die Festsetzung aufzuheben.

3 Mit Bescheid vom 3. April 2006 setzte der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) firr den Erwerb
vom 7. Marz 2006 nach einer Gegenleistung von 6.723.235 € gegen die Klagerin Grunderwerbsteuer in Hohe von
235.313 € fest.

4 Einspruch und Klage, mit denen die Klagerin u.a. geltend machte, mit dem Abschluss des (Ruick-)Kaufvertrages vom
7. Marz 2006 habe sie keinen grunderwerbsteuerbaren Vorgang verwirklicht, blieben ohne Erfolg.

5 Mitin Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2009, 770 veroffentlichtem Urteil wies das Finanzgericht (FG) die
Klage der Klagerin als unbegriindet ab. Der (Ruick-)Erwerb des Grundstucks durch die Klagerin unterliege nach § 1
Abs. 1 Nr. 1 GrEStG der Grunderwerbsteuer. Durch diesen Vertrag sei der Grundstuickskaufvertrag zwischen der
Klagerin und Y vom 9. Mdrz 2004 nicht i.S. von & 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG rickgangig gemacht worden.

6  Ihre Revision stutzt die Klagerin auf Verletzung des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und des & 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG.

7  Die Klagerin beantragt sinngemaf3, das Urteil des FG, soweit sie davon betroffen ist, sowie den
Grunderwerbsteuerbescheid des FA vom 3. April 2006 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 27. Oktober 2006
aufzuheben.

8 Das FA beantragt sinngemaf, die Revision zurlickzuweisen.

Entscheidungsgrunde

9 Il. Die Revision ist begriindet; sie fuhrt zur Aufthebung der Vorentscheidung, soweit sie die Klagerin betrifft, und des
Grunderwerbsteuerbescheids des FA vom 3. April 2006 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 27. Oktober
2006 (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Entgegen der Ansicht des FG hat die Klagerin

Seite 1 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/

10

11

12

13

14

15

16

durch den notariell beurkundeten Vertrag vom 7. Marz 2006 keinen der Grunderwerbsteuer unterliegenden
Rechtsvorgang i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Abs. 2 GrEStG verwirklicht; auf die von den Beteiligten vorrangig
aufgeworfene Frage, ob ein Erwerbsvorgang nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG riickgangig gemacht worden ist, kommt
es insoweit nicht an.

1. Nach & 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG unterliegt der Grunderwerbsteuer ein Kaufvertrag oder ein anderes Rechtsgeschaft,
das den Anspruch auf Ubereignung eines inlandischen Grundstiicks begriindet. Dazu ist es erforderlich, dass der
Erwerber aus dem Kaufvertrag einen obligatorischen Anspruch auf Verschaffung des Grundstiickseigentums erwirbt,
aus dem er unmittelbar auf die Erklarung der Auflassung klagen kann (vgl. Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom
31.Mai 1972 11 R 162/66, BFHE 106, 367, BStBL Il 1972, 828). Ein solcher Eigentumsverschaffungsanspruch der
Klagerin ist bei verstandiger Auslegung durch den notariell beurkundeten Vertrag vom 7. Marz 2006 nicht
begriindet worden. Zwar gehort die Auslegung von Vertragen grundsatzlich zum Bereich der tatsachlichen
Feststellungen i.S. des § 118 Abs. 2 FGO. Die Bindungswirkung entfallt jedoch, wenn --wie im Streitfall-- die
Auslegung des FG anerkannte Auslegungsregeln, Denkgesetze oder Erfahrungssatze verletzt (BFH-Urteil vom 23.
Januar 2003 IV R 75/00, BFHE 201, 278, BStBL Il 2003, 467, m.w.N.).

a) Es ist zwar richtig, dass die Vertragsparteien am 7. Marz 2006 einen "Grundstucks-Kaufvertrag” geschlossen
haben und sich Y insoweit in & 2 Nr. 1 des Vertrages zum Ruckverkauf des streitbefangenen Grundstiicks verpflichtet
hat. Allein aus dieser Bezeichnung des Vertrages folgt aber noch nicht, dass der Vertrag auch --wie fiir § 1 Abs. 1 Nr.
1 GrEStG erforderlich-- einen Anspruch der Kligerin auf Ubertragung des streitbefangenen Grundstiicks begriindet
hat. Vielmehr ergibt sich bereits aus & 1 Nr. 2 i.V.m. der Anlage 1 des vorgenannten Vertrages, dass beide
Vertragsbeteiligte davon ausgegangen sind, dass die Klagerin (noch) als Eigentumerin des streitbefangenen
Grundstlicks im Grundbuch eingetragen war. Nach & 10 des Vertrages haben die Vertragsparteien fur das
streitbefangene Grundstiick auch keinen Auflassungsanspruch zugunsten der Klagerin begriindet.

b) Nimmt man noch hinzu, dass die Vertragsbeteiligten in &8 9 Nr. 3 des Vertrages die Nichtfestsetzung bzw.
Aufhebung der Grunderwerbsteuer nach & 16 GrEStG beantragt haben, so wird deutlich, dass sie bezogen auf das
streitbefangene Grundstuck lediglich ein Ruckabwicklungsverhaltnis begriinden wollten, welches nicht etwa zur
Begrindung eines "Ruckauflassungsanspruchs” der Klagerin, sondern gerade dazu fuhren sollte, dass zugunsten von
Y kein Auflassungsanspruch mehr bestand.

) Fur diese Beurteilung ist es auch unerheblich, wie die Vertragsparteien die Ruckabwicklung des bereits gezahlten
Kaufpreises bzw. der gezogenen Nutzungen und der entstandenen Belastungen ausgestaltet haben. Wird ein noch
nicht erfiilltes obligatorisches Rechtsgeschaft (hier in Gestalt des Kaufvertrages vom 9. Marz 2004) wieder
aufgehoben, so wird kein steuerbarer Erwerbsvorgang i.S. des & 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG verwirklicht, weil ein Anspruch
auf Ubertragung des Eigentums zugunsten des Verkdufers dadurch gerade nicht begriindet wird, sondern das
Eigentum beim durch den urspriinglichen Vertrag zur Ubereignung verpflichteten Eigentiimer verbleibt (Fischer in
Boruttau, Grunderwerbsteuergesetz, 16. Aufl,, § 1 Rz 311).

d) Dem entspricht es, dass nach allgemeiner Auffassung (vgl. Pahlke in Pahlke/Franz, Grunderwerbsteuergesetz,
Kommentar, 4. Aufl,, § 16 Rz 11; Hofmann, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 9. Aufl,, § 16 Rz 10; Sack in
Boruttau, a.a.0., § 16 Rz 21) in Fallen, in denen das Eigentum an einem Grundstlick noch nicht (ibergegangen ist (8
16 Abs. 1 GrEStG), die Aufhebung des Verpflichtungsgeschafts zwar den durch den urspriinglichen Kaufvertrag (hier
gegenuber Y) entstandenen Steueranspruch unberuhrt lasst, sie selbst aber zu keinem (weiteren) steuerpflichtigen
Tatbestand (hier gegeniber der Klagerin) fuhrt. Ob die bezogen auf den Kaufvertrag vom 9. Marz 2004 gegenuber Y
vorgenommene Grunderwerbsteuerfestsetzung nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG aufzuheben ist, braucht im Verfahren
der Klagerin nicht entschieden zu werden. Diese Festsetzung ist nicht Gegenstand des Revisionsverfahrens.

2. Da der notariell beurkundete Vertrag vom 7. Marz 2006 ausschlieBlich der Riickabwicklung des Kaufvertrages
vom 9. Marz 2004 diente, wurde der Klagerin insoweit auch kein Verwertungsrecht am streitbefangenen Grundstiick
i.S. des & 1 Abs. 2 GrEStG eingeraumt.

3. Die Sache ist spruchreif. Da durch den notariell beurkundeten Vertrag vom 7. Marz 2006 kein der
Grunderwerbsteuer unterliegender Rechtsvorgang verwirklicht wurde, durfte keine Grunderwerbsteuerfestsetzung
erfolgen. Die insoweit ergangene Vorentscheidung sowie die angefochtenen Bescheide des FA waren danach
aufzuheben.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201050690/

	Urteil vom 22. Juni 2010, II R 24/09
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


